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Fragwürdige Vorwürfe in Schleswig-Holstein 

DPolG steht in großer Solidarität zu ihrem Funktionsträger 

 
Die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) hat ihre Kritik an den Durchsuchungsmaßnahmen in 

der Landesgeschäftsstelle in Schleswig-Holstein und bei dem stellvertretenden Landesvorsit-

zenden Thomas Nommensen bekräftigt. In Berlin erklärte DPolG-Bundesvorsitzender Rainer 

Wendt, dass die Gewerkschaft nach wie vor in großer Solidarität zu ihrem Funktionsträger 

stehe, zumal die Aktivitäten der Justiz auf seltsamen Schlussfolgerungen beruhten. 

  

In Berlin erklärte DPolG-Bundesvorsitzender Rainer Wendt: 

„Die rechtswidrige Durchsuchung unserer Landesgeschäftsstelle, die Bespitzelung durch einen 

suspekten Seelsorger und abenteuerliche Schlussfolgerungen haben zu den Maßnahmen ge-

führt, die nach meiner festen Überzeugung allesamt im Zusammenhang mit der Kritik unseres 

Gewerkschaftskollegen an Führungskräften des LKA im Zusammenhang mit der so genannten 

Rockeraffäre stehen.  

 

Es geht offensichtlich um einen Rachefeldzug an einem aufrechten Gewerkschafter, der es ge-

wagt hatte, sich schützend vor Beschäftigte zu stellen und parlamentarische Kontrolle einzufor-

dern. Es ist für öffentlich Beschäftigte ein schlimmes Signal, wenn der Ministerpräsident in 

Schleswig-Holstein behauptet, dass alles in Ordnung sei, wenn seine Führungskräfte im LKA 

auf diese Weise agieren. Das Nichtstun der Regierung ist das politisch Verheerende an diesem 

Vorgang, niemand muss sich wundern, wenn die Menschen sich von einer politischen Führung 

abwenden, die jeglichen Schutz für die Beschäftigten, Anstand und Fürsorge vermissen lässt. 

   

Wenn die Justiz sich mit Vermutungen begnügt und allein auf Schlussfolgerungen eines Seel-

sorgers setzt, macht das nachdenklich. Und das Schweigen der Evangelischen Kirche, die ihren 

Ruf in der Polizei aufs Spiel setzt, wenn sie diesen Herrn weiter als „Beobachter von Kollegin-

nen und Kollegen“ agieren lässt, wirft ein bezeichnendes Licht auf die Verhältnisse in Schles-

wig-Holstein. Jedenfalls können wir niemandem dazu raten, sich vertrauensvoll an Seelsorger 

zu wenden, die ihren Auftrag derart gründlich missverstanden haben!“ 
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